
Gemeinde Rheinhausen im Breisgau

Landkreis Emmendingen


Satzung über die Benutzung

der kommunalen Kindertageseinrichtungen 


(Benutzungssatzung kommunale Kindertageseinrichtungen)

Vom 10. Juni 2026


Der Gemeinderat der Gemeinde Rheinhausen im Breisgau hat am 10. Juni 2026 aufgrund des § 4 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 13) folgende 
Satzung beschlossen:  

Redaktioneller Hinweis: Aus Gründen der Lesbarkeit wird auf eine durchgängige Nennung der 
weiblichen und männlichen Bezeichnungen verzichtet. Selbstverständlich bezieht sich der Text in 
gleicher Weise auf Frauen, Männer und Diverse.  

§ 1
Aufgabe und Zielsetzung der Einrichtungen


(1) Die Gemeinde Rheinhausen im Breisgau unterhält die in ihrer Trägerschaft stehenden
Kindertageseinrichtungen als öffentliche Einrichtungen. Hierzu gehören die Kindertagesstätte im
Generationenhaus St. Josef (Kita St. Josef) sowie der Kindergarten St. Johannes Bosco bzw. nach
Fertigstellung des Gebäudes im Quartier – Q1 als dessen Nachfolgeeinrichtung die Kindertagesstätte
im Quartier (Kita Q1).

(2) Die Einrichtungen erfüllen den Bildungs‑, Erziehungs‑ und Betreuungsauftrag gemäß § 22 SGB VIII
und § 2 KiTaG BW und ergänzen die Erziehung in der Familie. Die Bestimmungen dieser Satzung
gelten für den Besuch der Einrichtungen und sind Bestandteil des Aufnahmeantrags.

(3) Grundlage der pädagogischen Arbeit ist der Orientierungsplan Baden‑Württemberg. Die
Mitarbeitenden arbeiten nach fachlichen Standards der frühkindlichen Bildung.

(4) Die Einrichtungen fördern das soziale Lernen der Kinder und berücksichtigen deren
unterschiedliche sozialen, kulturellen und religiösen Voraussetzungen.

(5) Die Einrichtungen arbeiten inklusiv und fördern Kinder mit besonderen Bedarfen nach Maßgabe
der gesetzlichen Vorgaben sowie der vorhandenen Ressourcen.

(6) Die sprachliche Förderung erfolgt alltagsintegriert und entsprechend den gesetzlichen
Bestimmungen des Landes Baden‑Württemberg.

(7) Die Einrichtungen kooperieren mit den Eltern, den Grundschulen sowie weiteren für die Förderung
der Kinder relevanten Einrichtungen und Diensten.



§ 2

Aufnahme


(1) Die Aufnahme eines Kindes in eine der Einrichtungen erfolgt auf schriftlichen Antrag der 
Personensorgeberechtigten. Der Antrag ist von allen Sorgeberechtigten zu unterzeichnen. Anzugeben 
sind der Vor- und Nachname des Kindes, Vor‑ und Nachname sowie Anschrift und Telefonnummer(n) 
der Sorgeberechtigten, die gewünschte Einrichtung und die gewünschte Betreuungsform. Dem 
Antrag sind eine Bescheinigung über die ärztliche Untersuchung sowie der Nachweis der 
Masernschutzimpfung gemäß § 20 Absatz 8 IfSG beizufügen. 

(2) Im Rahmen der Betriebserlaubnis werden Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres bis zum 
Schuleintritt aufgenommen. Kinder, die vom Schulbesuch zurückgestellt wurden, sollen nach 
Möglichkeit eine Grundschulförderklasse besuchen. 

(3) Kinder mit körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderungen können aufgenommen werden, 
sofern ihren besonderen Bedürfnissen im Rahmen der personellen und räumlichen Möglichkeiten der 
Einrichtung entsprochen werden kann. Kinder mit und ohne Behinderungen werden nach Möglichkeit 
gemeinsam betreut; hierbei sind die Bedürfnisse aller Kinder angemessen zu berücksichtigen. 

(4) Über die Aufnahme entscheidet die Leitung der jeweiligen Einrichtung auf Grundlage der von der 
Trägerin erlassenen Aufnahmebestimmungen. 

(5) Für die Aufnahme ist der Nachweis einer ärztlichen Untersuchung erforderlich. Maßgeblich ist die 
dem Alter des Kindes entsprechende letzte Vorsorgeuntersuchung (U 1 bis U 9). Es wird empfohlen, 
von den nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch vorgesehenen kostenlosen 
Vorsorgeuntersuchungen Gebrauch zu machen. 

(6) Es wird empfohlen, vor Aufnahme des Kindes die Schutzimpfungen gegen Diphtherie, 
Wundstarrkrampf und Kinderlähmung durchführen zu lassen. 

(7) Der Betreuungsumfang (Regelgruppe – RG, verlängerte Öffnungszeiten – VÖ, Ganztagesbetreuung 
– GT) ist im Rahmen der vorhandenen Platzkapazitäten frei wählbar. Der Krippenbereich dient der 
Betreuung von Kindern im Alter von einem Jahr bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres. Der 
Übergang in den Kindergarten erfolgt regelmäßig zum ersten Tag des Monats, in dem das Kind das 
dritte Lebensjahr vollendet. Voraussetzung für die Einrichtung einer gruppenübergreifenden 
Erweiterten Betreuung ist eine Mindestanmeldezahl von fünf Kindern je Einrichtung und Krippen-/
Kindergartenbereich. 

(8) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, Änderungen der Personensorge sowie 
Änderungen der Anschrift oder der privaten oder geschäftlichen Telefonnummern der Leitung der 
Einrichtung unverzüglich mitzuteilen, um die Erreichbarkeit in Notfällen sicherzustellen. 

(9) In familiären Konfliktlagen, die Auswirkungen auf das Betreuungsverhältnis haben können (z. B. 
Trennung oder Getrenntleben), verpflichten sich die Personensorgeberechtigten, 

a) unverzüglich eine Regelung – außergerichtlich oder gerichtlich – herbeizuführen, insbesondere zum 
Umgang im Kindergarten, und 

b) die Trägerin über die Konfliktlage sowie die getroffenen Regelungen in dem für das Wohl des 
Kindes und den geordneten Ablauf der Betreuung erforderlichen Umfang zu informieren. 

§ 3

Abmeldung und Kündigung


(1) Das Benutzungsverhältnis endet durch 

–	 die Abmeldung des Kindes durch mindestens einen Personensorgeberechtigten, 



–	 die ordentliche oder außerordentliche Kündigung durch die Trägerin oder 
–	 den Ausschluss des Kindes aus der Einrichtung. 

(2) Die Abmeldung durch die Personensorgeberechtigten kann nur zum Monatsende erfolgen. Sie ist 
mindestens vier Wochen zuvor schriftlich gegenüber der Leitung der Einrichtung zu erklären. 

(3) Kinder, die zum Beginn des neuen Schuljahres eingeschult werden, werden zum Ende des 
Kindergartenjahres von Amts wegen abgemeldet. Abweichend von Absatz 2 kann eine Kündigung 
des Betreuungsverhältnisses bei bevorstehender Einschulung nur bis spätestens zum Ende des 
Monats April ausgesprochen werden. Ist eine sofortige Wiederbelegung des Platzes möglich, kann 
eine spätere Kündigung angenommen werden. 

(4) Die Trägerin kann das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende 
schriftlich kündigen, wenn 

–	 das Kind die Einrichtung länger als vier Wochen unentschuldigt nicht besucht hat, 
–	 die Personensorgeberechtigten ihre Pflichten aus dieser Satzung wiederholt oder erheblich 

verletzen, 
–	 der Elternbeitrag für zwei aufeinanderfolgende Monate nicht entrichtet wurde oder 
–	 die Personensorgeberechtigten einer aufgrund geänderter Bedarfsplanung erforderlichen 

Anpassung der Betriebsform oder Betreuungszeit einschließlich der sich daraus ergebenden 
Elternbeiträge nicht zustimmen. 

Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

(5) Ein wichtiger Grund im Sinne einer außerordentlichen Kündigung liegt insbesondere vor, wenn 

–	 das Wohl des Kindes oder anderer Kinder gefährdet ist, 
–	 das Vertrauensverhältnis zwischen Einrichtung und Sorgeberechtigten nachhaltig gestört ist oder 
–	 Maßnahmen zur Abhilfe trotz Einbindung geeigneter Fachstellen erfolglos geblieben sind. 

(6) Ein Kind kann vom Besuch der Einrichtung ausgeschlossen werden, wenn es fortlaufend andere 
Kinder gefährdet und die Personensorgeberechtigten nicht bereit sind, mit dem pädagogischen 
Fachpersonal zusammenzuarbeiten. Die Entscheidung trifft die Einrichtungsleitung im Einvernehmen 
mit der Trägerin. Vor der Entscheidung sind die Personensorgeberechtigten über geeignete alternative 
Betreuungsangebote und über Beratungsstellen zu informieren. Ein Ausschluss darf erst erfolgen, 
wenn alle geeigneten Hilfen und Unterstützungsangebote ausgeschöpft wurden. 

(7) Sonderkündigung der Eltern (Härtefallregelung): In begründeten Ausnahmefällen wird den 
Personensorgeberechtigten eine Kündigung des Betreuungsverhältnisses mit einer Frist von zwei 
Wochen zum Monatsende ermöglicht, insbesondere 

–	 bei Umzug in eine andere Gemeinde, 
–	 bei beruflich bedingten Veränderungen der Betreuungssituation, 
–	 bei schwerwiegenden gesundheitlichen oder familiären Gründen oder 
–	 wenn der Besuch der Einrichtung aus anderen wichtigen Gründen nicht mehr möglich oder 

zumutbar ist. 

Über das Vorliegen eines Härtefalls entscheidet die Trägerin im Einzelfall. 



§ 4 

Besuch der Einrichtung, 


Öffnungszeiten und Abholregelungen


(1) Das Kindergartenjahr beginnt jeweils mit dem Ende der Sommerferien der Einrichtungen und endet 
mit Beginn der darauffolgenden Sommerferien. 

(2) Im Interesse des Kindes und der Gruppe sollen die Einrichtungen regelmäßig besucht werden. Die 
Einrichtungen sind in der Regel von Montag bis Freitag geöffnet; ausgenommen sind gesetzliche 
Feiertage sowie die festgelegten Ferien‑ und Schließzeiten der Einrichtungen. Die täglichen 
Öffnungszeiten werden durch Aushang in den jeweiligen Einrichtungen bekanntgegeben. 

(3) Ist absehbar, dass ein Kind länger als drei Tage fehlt, ist die Gruppen‑ oder Einrichtungsleitung zu 
informieren. Bei Kindern in der Ganztagesbetreuung ist eine Benachrichtigung bereits am ersten 
Fehltag erforderlich. 

(4) Der Besuch der Einrichtung richtet sich nach der vereinbarten Betreuungszeit. Eine Betreuung 
außerhalb dieser Zeiten kann durch das Personal nicht gewährleistet werden. Die Kinder sollen 
vormittags möglichst bis spätestens 9.00 Uhr, jedoch keinesfalls vor der Öffnungszeit der Einrichtung, 
gebracht werden. Die Abholung hat pünktlich zum Ende der Betreuungszeit zu erfolgen. Für Kinder in 
der Eingewöhnungszeit können individuelle Absprachen getroffen werden. 

(5) Für jede Einrichtung können Kernzeiten festgelegt werden, in denen die Anwesenheit der Kinder 
zur Sicherstellung des Bildungs- und Gruppenalltags verbindlich ist. Die Kernzeiten werden durch 
Aushang bekanntgegeben. 

(6) Die Personensorgeberechtigten haben der Einrichtung schriftlich mitzuteilen, welche Personen zur 
Abholung des Kindes berechtigt sind. Änderungen sind unverzüglich anzuzeigen. 
Die Abholung durch nicht benannte Personen ist nur zulässig, wenn eine schriftliche oder 
elektronische Vollmacht der Sorgeberechtigten vorliegt. Die Einrichtung kann die Herausgabe 
verweigern, wenn die Identität oder Berechtigung der abholenden Person nicht zweifelsfrei feststeht. 

(7) Kinder dürfen grundsätzlich erst dann allein nach Hause gehen, wenn die 
Personensorgeberechtigten dies der Einrichtung schriftlich erlaubt haben und das Kind hierzu nach 
Einschätzung der Sorgeberechtigten und der Einrichtung die erforderliche Reife besitzt. 

(8) Bei Nutzung der Betreuungsangebote VÖ (verlängerte Öffnungszeiten) und GT 
(Ganztagesgruppen) wird an allen Betreuungstagen verpflichtend eine Mittagsmahlzeit angeboten. 

§ 5 

Ferien und Schließung der Einrichtungen aus besonderem Anlass


(1) Die Ferienzeiten werden in Abstimmung mit der Trägerin jeweils für ein Kindergartenjahr festgelegt 
und spätestens zwei Monate vor deren Beginn bekanntgegeben. 

(2) Muss eine Einrichtung oder eine Gruppe aus besonderem Anlass – insbesondere aufgrund von 
Personalmangel, Erkrankungen des Personals, dienstlicher Verhinderungen, technischer Störungen, 
behördlicher Anordnungen oder anderer nicht vorhersehbarer Ereignisse – vorübergehend ganz oder 
teilweise geschlossen werden, werden die Eltern hierüber unverzüglich informiert. Die Trägerin bemüht 
sich, Schließungen von mehr als drei Tagen Dauer zu vermeiden und – soweit personell und 
organisatorisch möglich – eine Notbetreuung, eine Reduzierung der Öffnungszeiten oder eine 
Betreuung in einer anderen Gruppe oder Einrichtung anzubieten. Satz 2 gilt nicht, wenn eine 
Schließung zur Verhinderung der Weiterverbreitung ansteckender Krankheiten oder aufgrund einer 
entsprechenden behördlichen Anordnung erforderlich ist. 



§ 6 

Benutzungsgebühr (Elternbeitrag)


Für den Besuch der Einrichtung wird ein Elternbeitrag erhoben. Die Höhe des Elternbeitrags richtet 
sich nach der jeweils gültigen Gebührensatzung kommunale Kindertageseinrichtungen der Gemeinde 
Rheinhausen im Breisgau. Das Einzugsverfahren wird von der Trägerin der Einrichtung festgelegt und 
durchgeführt. 

§ 7

Versicherung


(1) Die Kinder sind gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 8a des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) 
gesetzlich unfallversichert 

–	 auf dem unmittelbaren Weg zur und von der besuchten Einrichtung, 
–	 während des Aufenthalts in der Einrichtung sowie 
–	 während aller von der Einrichtung organisierten Veranstaltungen außerhalb des 

Einrichtungsgeländes (z. B. Spaziergänge, Ausflüge, Feste). 

(2) Unfälle, die sich auf dem Weg zur oder von der Einrichtung ereignen, sind der Einrichtungsleitung 
unverzüglich zu melden. 

(3) Für den Verlust, die Beschädigung oder Verwechslung von Garderobe oder anderen persönlichen 
Gegenständen des Kindes übernimmt die Trägerin keine Haftung, sofern der Schaden nicht durch 
vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der Trägerin oder ihrer Mitarbeitenden verursacht 
wurde. Dies gilt auch für mitgebrachte Spielsachen, Wertgegenstände sowie für Fahrzeuge wie 
Fahrräder, Laufräder, Roller oder ähnliche Fortbewegungsmittel. Es wird empfohlen, persönliche 
Gegenstände und Kleidungsstücke deutlich mit dem Namen des Kindes zu kennzeichnen und keine 
Wertgegenstände mitzugeben. 

(4) Wertgegenstände wie Schmuck, Uhren, elektronische Geräte, größere Geldbeträge oder sonstige 
kostbare Gegenstände dürfen nicht mitgebracht werden. Für deren Verlust oder Beschädigung wird 
keine Haftung übernommen. 

(5) In der Einrichtung zurückgelassene oder aufgefundene Gegenstände werden als Fundsachen 
aufbewahrt. Die Aufbewahrungsfrist beträgt vier Wochen; danach können die Gegenstände einer 
gemeinnützigen Verwendung zugeführt oder entsorgt werden. 

(6) Für Schäden, die ein Kind gegenüber Dritten verursacht, können die Personensorgeberechtigten 
haftbar sein. Es wird daher empfohlen, eine private Haftpflichtversicherung abzuschließen. 

§ 8

Regelung in Krankheitsfällen


(1) Für den Umgang mit Krankheitsfällen, insbesondere für Meldepflichten, Besuchsverbote und die 
Wiederaufnahme des Kindes in die Einrichtung, gelten die Bestimmungen des 
Infektionsschutzgesetzes (IfSG). 

(2) Die Personensorgeberechtigten sind gemäß § 34 Absatz 5 Satz 2 IfSG über die maßgeblichen 
Regelungen zu belehren. Die Belehrung erfolgt durch Kenntnisnahme des Merkblattes „Belehrung für 
Eltern und sonstige Sorgeberechtigte gemäß § 34 Absatz 5 Satz 2 IfSG“. 

(3) Nach dem Infektionsschutzgesetz dürfen Kinder die Einrichtung insbesondere dann nicht 
besuchen, wenn 



 
a) sie an bestimmten schweren Infektionskrankheiten erkrankt sind (z. B. Diphtherie, Cholera, Typhus, 
Tuberkulose, durch EHEC verursachter Brechdurchfall oder Ruhr), 

b) eine Infektionskrankheit vorliegt, die schwer oder komplikationsreich verlaufen kann (z. B. 
Keuchhusten, Masern, Mumps, Scharlach, Windpocken, Meningitis, Meningokokken-Infektion, 
ansteckende Borkenflechte, Hepatitis), 

c) ein Kopflaus‑ oder Krätzmilbenbefall besteht und die Behandlung noch nicht abgeschlossen ist, 

d) bei Kindern unter sechs Jahren eine infektiöse Magen‑Darm-Erkrankung oder ein entsprechender 
Verdacht besteht. 

(4) Ausscheider von Cholera‑, Diphtherie‑, EHEC‑, Typhus‑, Paratyphus‑ oder Shigellenruhr-Erregern 
dürfen die Einrichtung nur mit Genehmigung und nach Belehrung durch das Gesundheitsamt sowie 
unter Einhaltung der angeordneten Schutzmaßnahmen betreten. 

(5) Kinder dürfen die Einrichtung außerdem nicht besuchen, wenn sie Krankheitssymptome 
aufweisen, insbesondere Fieber ab 38 °C, starkes Krankheitsgefühl, erschöpfender Husten, 
ausgeprägte Erkältungssymptome, Durchfall, Erbrechen, entzündete Augen oder unklarer 
Hautausschlag. 

(6) Ein Kind darf die Einrichtung besuchen, wenn lediglich leichter, klarer Schnupfen ohne weitere 
Krankheitsanzeichen besteht und kein Fieber, kein deutlicher Husten und kein allgemeines 
Krankheitsgefühl vorliegen. Bei gelbem oder eitrigem Nasenausfluss, deutlichem Erkältungshusten 
oder reduzierter Allgemeinverfassung ist ein Besuch nicht zulässig. 

(7) Die Wiederaufnahme in die Einrichtung ist erst möglich, wenn das Kind seit mindestens 24 
Stunden symptomfrei ist (insbesondere kein Fieber, kein Erbrechen, kein Durchfall) und keine 
Ansteckungsgefahr mehr besteht. Die Leitung kann gemäß § 34 Absatz 1 IfSG ein ärztliches Attest 
verlangen, das bestätigt, dass eine Weiterverbreitung der Erkrankung oder eines Parasitenbefalls nicht 
mehr zu befürchten ist. 

(8) Die Personensorgeberechtigten haben die Einrichtung unverzüglich zu informieren, wenn 

–	 ihr Kind an einer nach § 34 IfSG relevanten Krankheit erkrankt ist, 
–	 ein entsprechender Verdacht besteht, 
–	 ein Kopflaus‑ oder Krätzmilbenbefall vorliegt oder 
–	 das Gesundheitsamt Maßnahmen nach dem IfSG angeordnet hat. 

Dies gilt auch, wenn Geschwisterkinder betroffen sind und ein erhöhtes Infektionsrisiko besteht. 

(9) Ärztlich verordnete Medikamente, die während der Betreuungszeit eingenommen werden müssen, 
dürfen nur nach schriftlicher Vereinbarung zwischen dem behandelnden Arzt, den 
Personensorgeberechtigten und den pädagogischen Mitarbeitenden verabreicht werden. 

(10) Leben die Personensorgeberechtigten getrennt und hält sich das Kind mit Einwilligung oder 
aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei einem Elternteil auf, entscheidet 
ausschließlich dieser Elternteil über krankheitsbedingte Maßnahmen und Erklärungen gegenüber der 
Einrichtung. 



§ 9

Aufsicht


(1) Während der Öffnungszeiten der Einrichtung tragen die pädagogisch tätigen Mitarbeitenden die 
Aufsicht über die ihnen anvertrauten Kinder. 

(2) Die Aufsichtspflicht der Trägerin beginnt mit der tatsächlichen Übernahme des Kindes durch die 
pädagogischen Mitarbeitenden in den Räumen der Einrichtung und endet mit dem Verlassen 
derselben. Auf dem Weg zur Einrichtung und nach Hause obliegt die Aufsichtspflicht den 
Personensorgeberechtigten. Diese haben sicherzustellen, dass das Kind ordnungsgemäß gebracht 
und abgeholt wird. 

(3) Die Personensorgeberechtigten haben der Einrichtung schriftlich mitzuteilen, welche Personen zur 
Abholung berechtigt sind. Änderungen sind unverzüglich anzuzeigen. Die Einrichtung kann die 
Herausgabe des Kindes verweigern, wenn die Identität oder Berechtigung der abholenden Person 
nicht zweifelsfrei feststeht. 

(4) Die Personensorgeberechtigten können der Einrichtung schriftlich erlauben, dass ihr Kind allein 
nach Hause gehen darf. Diese Erlaubnis kann frühestens ab Vollendung des 6. Lebensjahres erteilt 
werden; in begründeten Einzelfällen kann die Einrichtung die Erlaubnis ablehnen, wenn eine 
Gefährdung des Kindeswohls nicht ausgeschlossen werden kann. Liegt die Erlaubnis vor, beginnt die 
Aufsichtspflicht der Personensorgeberechtigten mit dem Verlassen der Räume der Einrichtung. 

(5) Leben die Personensorgeberechtigten getrennt und hält sich das Kind mit Einwilligung oder 
aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei einem Elternteil auf, entscheidet 
ausschließlich der betreuende Elternteil über Abholregelungen und Alleingänge. 

(6) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, während der Betreuungszeit telefonisch 
erreichbar zu sein und der Einrichtung alle aktuellen Kontaktmöglichkeiten mitzuteilen. Änderungen 
sind unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Ist eine Abholung zum Ende der Betreuungszeit nicht möglich und sind die 
Personensorgeberechtigten sowie die benannten Abholberechtigten nicht erreichbar, ist die 
Einrichtung berechtigt, das Jugendamt oder andere geeignete Stellen einzuschalten, wenn eine 
Gefährdung des Kindeswohls nicht ausgeschlossen werden kann. Die Eltern tragen in diesem Fall die 
hierdurch entstehenden Kosten. 

(8) Bei gemeinsamen Veranstaltungen der Einrichtung (z. B. Feste, Ausflüge) obliegt die Aufsicht den 
Personensorgeberechtigten, sofern nicht ausdrücklich eine andere Regelung zur Wahrnehmung der 
Aufsicht getroffen wurde. 

(9) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, der Einrichtung auf Verlangen entsprechende 
Nachweise vorzulegen, wenn 

–	 Unklarheiten über das Personensorgerecht bestehen, 
–	 sich Änderungen im Sorgerecht ergeben haben oder 
–	 Zweifel an der Herausgabeberechtigung bestehen. 

Liegt ein gemeinsames Sorgerecht vor, ist die Einrichtung berechtigt, Erklärungen beider 
Sorgeberechtigten zu verlangen, soweit dies zur Klärung von Bring‑ und Abholfragen oder zur 
Sicherstellung des Kindeswohls erforderlich ist. 

(10) Für Bring‑ und Abholsituationen gilt, dass Kinder nur bis zu den vorgesehenen Übergabepunkten 
begleitet bzw. dort übergeben werden dürfen. Fahrzeuge, Fahrräder und Roller sind so abzustellen, 
dass Ein‑ und Ausgänge sowie Rettungswege frei bleiben. Auf dem Gelände gilt besondere 
Rücksichtnahme auf andere Kinder und Mitarbeitende. Die Einrichtung kann nähere Regelungen 
durch Aushang treffen. 



§ 10 

Elternbeirat


Die Personensorgeberechtigten werden durch einen zu Beginn jedes Kindergartenjahres neu zu 
wählenden Elternbeirat an der Arbeit der jeweiligen Einrichtung beteiligt. 

§ 11 

Inkrafttreten 


(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Kindertagesstätte St. Josef im 
Generationenhaus (Benutzungssatzung Kita St. Josef) vom 22. Juli 2020 mit allen späteren 
Änderungen außer Kraft. 

Hinweis


Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 
Absatz 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde Rheinhausen im Breisgau geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

Rheinhausen im Breisgau, 10. Juni 2026 

gez. 
Dr. Jürgen Louis  
Bürgermeister 

Bekanntmachungshinweis


Die Benutzungssatzung kommunale Kindertageseinrichtungen vom 10. Juni 2026 wurde in 
öffentlicher Sitzung des Gemeinderates Rheinhausen im Breisgau am 10. Juni 2026 beschlossen, 
anschließend am 10. Juni 2026 von Bürgermeister Dr. Jürgen Louis ausgefertigt und durch 
Bereitstellung einer mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehenen Datei im Internet am 
11. Juni 2026 unter der Adresse der Gemeinde www.rheinhausen.de gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 der 
Bekanntmachungssatzung der Gemeinde Rheinhausen im Breisgau vom 27. September 2023 
öffentlich bekannt gemacht. Die Satzung wurde mit Schreiben vom 12. Juni 2026 dem Kommunal- 
und Prüfungsamt Emmendingen als Rechtsaufsichtsbehörde angezeigt.
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